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Sehr geehrte beihilfeberechtigte Patientin, 

sehr geehrter beihilfeberechtigter Patient, 

die Erstattungspraxis der Beihilfefestsetzungsstellen 
des Bundes hat in der Vergangenheit gelegentlich zu 
Irritationen geführt, etwa wenn Ihre Beihilfefestset­
zungssteIle die Gebühren für zahnärztliche Leistungen 
nicht oder nicht in voller Höhe anerkannt und die beihil­
ferechtliche Erstattung entsprechend gekürzt hat. Oft­
mals wurde dadurch sogar das Vertrauensverhältnis zu 
Ihrer Fachzahnärztin/ Ihrem Fachzahnarzt für Kieferor­
thopädie belastet. 

Bund und Länder haben ein unterschiedliches Bei­
hilferecht, dass sich auch bei der Anerkennung von 
zahnärztlichen Leistungen unterscheidet. Das Bundes­
ministerium des Innern ist ausschließlich für die Bei­
hilfeberechtigten des Bundes zuständig. Grundlage für 
die beihilfefähigen Aufwendungen ist für Bundesbeam­
te und deren berücksichtigungsfähigen Angehörigen 
die Bundesbeihilfeverordnung (BBhV). 

Wir möchten Ihnen die Gründe für die Beurteilung 
zahnärztlicher Leistungen durch Ihre Fachzahnärz­
tin/ Ihren Fachzahnarzt und Ihre Beihilfefestsetzungs­
steIle erläutern: 

Die Gewährung von Beihilfen findet ihre Grundlage in 
der Fürsorgepflicht des Dienstherrn. Das Bundesver­
fassungsgericht hat in ständiger Rechtsprechung fest­
gestellt, dass die Beihilfe als eine die Eigenvorsorge 
ergänzende Leistung konzipiert ist. Sie soll Beihilfebe­
rechtigte von den durch die Besoldung nicht gedeckten 
notwendigen Aufwendungen in angemessenem Um­
fang freistellen. 

Eine lückenlose Erstattung jeglicher Aufwendungen 
verlangt die Fürsorgepflichtjedoch nicht. So gebietet es 

die Fürsorgepflicht in manchen Versorgungsbereichen 
nicht, Beamtinnen und Beamten mehr zu gewährleis­
ten als das, was den Mitgliedern der gesetzlichen Kran­
kenversicherung garantiert wird. 1 Der Dienstherr darf 
die Beihilfe auf das medizinisch Gebotene beschrän­
ken. Der Erstattungsrahmen der Beihilfe wird folglich 
nicht vom medizinisch Machbaren definiert, beihilfefä­
hig sind grundsätzlich nur notwendige und wirtschaft­
lich angemessene Aufwendungen. 

Gemäß § 15 Abs. 2 BBhV sind Aufwendungen für kie­
ferorthopädische Leistungen beihilfefähig, wenn 

1. bei Behandlungsbeginn das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet ist oder 

2. bei schweren Kieferanomalien eine kombinierte 
kieferchirurgische und kieferorthopädische 
Behandlung erfolgt 

und die Beihilfefestsetzungsstelle den Aufwendungen 
vor Beginn der Behandlung auf der Grundlage eines 
vorgelegten Heil- und Kostenplanes zugestimmt hat. 
Aufwendungen für Leistungen zur Retention (Halte­
phase) sind bis zu zwei Jahre nach Abschluss der auf 
Grundlage des Heil- und Kostenplanes von der Bei­
hiIfefestsetzungsstelle genehmigten kieferorthopäd i­
schen Behandlung beihilfefähig. Die Aufwendungen 
für den Heil- und Kostenplan nach Satz 1 sind beihil­
fefähig. 

Aufwendungen für funktionsanalytische und funk­
tionstherapeutische Leistungen sind gemäß 
§ 15 Abs. 3 BBhV u. a. bei umfangreichen kieferortho­
pädischen Maßnahmen einschließlich kieferorthopä­
disch - kieferchirurgischer Operationen beihilfefähig. 

-

1 vergl. für die stationäre Krankenhausversorgung: 
Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 7. November 2002, 2 BvR 1053/98 Rn. 36 



Zwischen Ihnen als beihilfeberechtigter Patientin bzw. 
als beihilfeberechtigtem Patienten und Ihrer behan­
delnden Kieferorthopädinl Ihrem behandelnden Kie­
ferorthopäden besteht ein vom Beihilferecht getrenn­
tes, privatrechtliches Vertragsverhältnis, d.h., Sie sind 
ggf. zur Zahlung eines Honorars verpflichtet, auch 
wenn die Beihilfefestsetzungsstelle eine Erstattung 
rechtmäßig ablehnt. Die Berechnung des Honorars für 
die kieferorthopädische Behandlung richtet sich aus­
schließlich nach der Gebührenordnung für Zahnärzte 
(GOZ) bzw. für Ärzte (GOÄ). Beide Gebührenordnungen 
sind als amtliche Verordnungen für Ihre Kieferorthopä­
dinl Ihren Kieferorthopäden bindend. Innerhalb die­
ser Rechtsbeziehungen wird die Angemessenheit der 
erbrachten zahnärztlichen Leistung entsprechend der 
jeweiligen Rechtsvorschrift, BBhV oder GOZI GOÄ, für 
sich beurteilt. 

Gemäß § 5 GOZ bemisst sich die Höhe der einzelnen 
Gebühr nach dem Einfachen bis 3,5-fachen des Ge­
bührensatzes. Innerhalb des Gebührenrahmens sind 
die Gebühren unter Berücksichtigung der Schwierig­
keiten und des Zeitaufwandes der einzelnen Leistung 
sowie der Umstände bei der Ausführung zu bestim­
men. In der Regel darf eine Gebühr nur zwischen dem 
Einfachen und dem 2,3-fachen des Gebührensatzes 
bemessen werden. Ein Überschreiten des 2,3-fachen 
Gebührensatzes ist nur zulässig, wenn Besonderheiten 
dies rechtfertigen. In der Rechnung ist die Überschrei­
tung des 2,3-fachen Gebührensatzes gemäß § 10 GOZ 
schriftlich zu begründen. Auch eine stichwortartige 
Kurzbegründung ist ausreichend, sofern aus ihr die 
Besonderheiten der einzelnen zahnärztlichen Leistung 
fachlich nachvollziehbar erkennbar werden. Auf Ihr Ver­
langen hat Ihre Kieferorthopädinl Ihr Kieferorthopäde 
die Begründung näher zu erläutern. 

Aus beihilferechtlicher Sicht wird eine Überschreitung 
des 2,3-fachen Gebührensatzes in der Regel dann 
anerkannt, wenn aus der Begründung sich Besonder­
heiten der Bemessungskriterien (Schwierigkeit, Zeit­

aufwand) bezogen auf die Patientin oder den Patien­
ten ergeben. Gebührensätze über den Schwellenwert 
hinaus, die nach § 2 GOZ vereinbart werden müssen, 
und auf Verlangen erbrachte Leistungen nach § 2 Abs. 
3 GOZ sind nicht beihilfefähig. 

Aufgrund der unterschiedlichen Beurteilungen der An­
gemessenheit der Honorierung ärztlicherI zahnärzt­
licher und damit auch kieferorthopädischer Leistun­
gen, die für sich betrachtet jeweils gerechtfertigt sind, 
kommt es vor, dass Zahnarztrechnungen von Ihrer 
Beihilfefestsetzungsstelle nicht vollständig als beihilfe­
fähig anerkannt und erstattet werden. Mit der Entschei­
dung Ihrer Beihilfefestsetzungsstelle wird nur eine Aus­
sage bezüglich der Angemessenheit der Leistung aus 
beihilferechtlicher Sicht getroffen, nicht jedoch über 
die Angemessenheit des zahnärztlichen Honoraran­
spruchs nach der GOZ/GOÄ. 

Wir empfehlen Ihnen grundsätzlich, vor jeder Behand­
lung das Gespräch mit Ihrer Kieferorthopädinl Ihrem 
Kieferorthopäden zu suchen. Informieren Sie sie I ihn 
darüber, dass Sie beihilfeberechtigt sind und im Ge­
gensatz zu anderen privat versicherten Patienten ge­
gebenenfalls nicht alle Kosten erstattet bekommen. 
Bitten Sie Ihre Kieferorthopädinl Ihren Kieferorthopä­
den, Sie möglichst umfassend über die zu erwarten­
den Kosten der Behandlung aufzuklären, insbesonde­
re wenn vorhersehbar mit einer Überschreitung des 
2,3-fachen Gebührensatzes zu rechnen ist. Dadurch 
sind Sie frühzeitig informiert, falls unter Umständen 
eine beihilferechtliche Kostenerstattung nicht valIum­
fängIich zum Tragen kommt und Sie stattdessen diese 
Kosten selbst tragen müssen. Gemeinsam mit Ihrer 
Kieferorthopädinl Ihrem Kieferorthopäden können 
Sie ggf. nach alternativen Behandlungsmöglichkeiten 
suchen. 

Ihre Kieferorthopädinl Ihr Kieferorthopäde und Ihre 
Beihilfefestsetzungsstelle werden Sie jederzeit gern 
unterstützen. 

-
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